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Gebührenberechnung durchgeführt
am ....................................................

Gebühr € ..........................................

Unterschrift des Verpächters:

.........................................................

PACHTVERTRAG

Verpächter: ................................................................................................................................................ ....................................................................................................................................................................

Pächter: ......................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................................

............................................................ (Verwandtschaftsverhältnis: ................................; kein Ehepakt)
§ 1
Pachtgegenstand ist (sind) der Betrieb/die Grundstücke / Der Verpächter überträgt als Miteigentümer dem anderen Miteigentümer (Pächter) die Bewirtschaftung des gesamten Pachtgegenstandes
Betriebsnummer: 


Anschrift: 


EZ ..................................................................... KG ..................................................................................
....................................................................................................................................................................
im unverbürgten und ausgezeigten Ausmaß von zusammen ............................................................... ha,
eingetragen im Grundbuch des Bezirksgerichtes 


sodass die Bewirtschaftung nunmehr auf alleinige Gefahr und Rechnung des Pächters erfolgt.

Ausgenommen vom Pachtobjekt sind:

Baulichkeiten: ........................................................................................................................................... 

Grundstücke: ............................................................................................................................................. 

§ 2
An totem Inventar werden die im beigehefteten und unterfertigten Verzeichnis angeführten und geschätzten Stücke übergeben. Der Verpächter bleibt Eigentümer dieser Sachen. Der Pächter ist verpflichtet, das übergebene Zubehör nach Zahl, Art und Wert im gleichen Stand zu erhalten und bei Pachtende zurückzugeben.

Über das Lebendinventar wird ein unterfertigtes Verzeichnis angelegt, in dem alle Viehstücke unter Anführung von Kennzeichen, Gattung, Rasse, Alter und Gewicht angeführt sind.

Bei Zucht- und Nutztieren ist die Leistung nach den Normen des Landeskontrollverbandes Steiermark, 8010 Graz, Hamerlinggasse 3, und allenfalls die Einteilung in die Leistungsklassen der Zuchtverbände anzugeben.

Der Pächter ist verpflichtet, bei Pachtende einen nach dem Verzeichnis gleichwertigen Viehbestand zurückzustellen. Sich ergebende Differenzen sind bei Gewichtsunterschieden mit dem Durchschnitt des jeweiligen Marktpreises, wie er im Marktbericht der Landwirtschaftskammer verlautbart ist, auszugleichen. Bei Differenzen im Zuchtwert ist der Durchschnitt der letzten 3 Absatzveranstaltungen der Zuchtverbände zur Wertbemessung heranzuziehen.

Die Gefahr, der das Vieh während der Pachtdauer ausgesetzt ist, trägt der Pächter. Nur wenn infolge außerordentlicher Zufälle, ohne dass der Pächter das zur Abwendung Mögliche versäumt hat, Viehstücke umkommen, trägt den Schaden der Verpächter (Eisern-Viehvertrag).

§ 3

Die Liegenschaft wird ab ..................................................... auf unbestimmte Zeit - auf bestimmte Zeit, und zwar auf ........................................... Jahre, das ist bis ................................. - verpachtet.

Das Pachtjahr dauert vom .............................................bis ............................... des - folgenden - Jahres.

Bei Verpachtung auf unbestimmte Zeit bedarf es zur Beendigung des Pachtverhältnisses einer schriftlichen Aufkündigung mindestens 6 Monate vor Pachtjahresende.

Der Pächter kann ein auf bestimmte Zeit abgeschlossenes Pachtverhältnis vorzeitig aufkündigen, wenn er aus nachweisbar gesundheitlichen Gründen nicht mehr in der Lage ist, die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der Pachtliegenschaft zu gewährleisten.

Durch den Tod eines Vertragspartners wird der Vertrag nicht aufgehoben.

Sollte der Pächter trotz Mahnung mit mehr als einer Zinsrate im Rückstand sein oder einen erheblich nachteiligen Gebrauch vom Pachtgegenstand machen, ist der Verpächter gemäß § 1118 ABGB  berechtigt, diesen Pachtvertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist oder eines Kündigungstermines aufzulösen. 

§ 4
Der Pachtzins beträgt € ............................................... (in Worten:........................................................ .............................................................................................. Euro) jährlich und ist im voraus fällig.

Dieser Pachtzins wird in Raten von monatl./viertelj./halbj. € ................................................. bezahlt.

Zur Sicherung des inneren Kaufwertes des vereinbarten Pachtzinses wird diesem der letztvorliegende Agrarindex der Betriebseinnahmen 1995 (( 1995 = 100 %) der Landesbuchführungsgesellschaft mbH in Wien, veröffentlicht im landwirtschaftlichen Paritätsspiegel, mit Stichtag der Vertragserrichtung oder ein gleichwertiger an dessen Stelle tretender Index zugrunde gelegt, wobei die Korrektur jeweils mit Pachtjahresbeginn zu erfolgen hat und diese für das laufende Pachtjahr bzw die Pachtjahresraten maßgebend bleibt. Die Wertsicherung ist innerhalb von 6 Monaten nach Beginn des Pachtjahres bei sonstigem Verlust für das laufende Pachtjahr geltend zu machen. Der jeweils vorjährige Indexwert zum Monat der Vertragserrichtung ist Ausgangspunkt für die nächste Indexanpassung.

Die auf dem Grundstück ruhenden öffentlichen Abgaben und Lasten sowie die Feuerversicherungsprämie hat der (Ver)Pächter zu tragen. Sollten vom Pächter vorgenommene Bewirtschaftungsänderungen Einheitswerterhöhungen oder -zuschläge zur Folge haben, ist jedenfalls der Pächter verpflichtet, die daraus resultierenden Differenzbeträge an öffentlichen Abgaben und Lasten zusätzlich zum Pachtschilling dem Verpächter zu ersetzen.

§ 5
(1)a)
Der Pächter ist berechtigt, aus dem gepachteten Liegenschaftswald, Holz forstmäßig zu nutzen. Der Umfang der Nutzung ist auf Grund des sich nach forstlichen Grundsätzen ergebenden nachhaltigen Hiebsatzes festzustellen. Diese Nutzung ist auf Grund der bestehenden Waldverhältnisse auf Endnutzung und Vornutzung sowie auf die verschiedenen Baumarten und Qualitäten aufzuteilen.

    b)
Der Pächter ist zur Wiederaufforstung und Waldpflege verpflichtet.

(2)a)
Der Pächter ist verpflichtet, die ihm aus (1) gebührende Holznutzung  primär aus  einem allfälligen Schadholz zu decken. Übersteigt die Schadholzmenge den Jahreseinschlag, so hat sich der Pächter auch für die Restpachtdauer - soweit das Schadholz reicht -  daraus  zu  befriedigen. 
Übersteigt die Schadholzmenge die Ansprüche des Pächters, verbleibt der Rest des Schadholzes dem Verpächter.

b)  Der Pächter ist zur Aufarbeitung des gesamten Schadholzes unter  Berücksichtigung forstrechtlicher Bestimmungen (zeitgerechte Aufarbeitung usw) verpflichtet.

c)  Der Pächter ist verpflichtet, auf seine Kosten und unter Berücksichtigung der forstrechtlichen Bestimmungen und forstwirtschaftlichen Grundsätze den Teil der vom Schadholz betroffenen Waldfläche wieder aufzuforsten und die Waldpflege vorzunehmen, der seinem Nutzungsanteil aus dem Schadholz entspricht.

d) Die übrige vom Schadholz betroffene Fläche hat der Verpächter unter Berücksichtigung der gleichen Grundsätze und auf seine Kosten wieder aufzuforsten und die Waldpflege vorzunehmen.

§ 6
Der Pächter ist verpflichtet, die gepachtete Liegenschaft wie ein guter Landwirt zu halten. Der auf dem Hof aus welchem Herkommen immer gewonnene Dünger und Kompost ist bei der Über- oder Rückgabe der Liegenschaft unentgeltlich zu überlassen. Jede Veräußerung sowohl während der Pachtdauer als auch bei Pachtende ist nur mit Zustimmung des Verpächters gestattet. Die Ausbringung sonstiger Materialien, wie z.B. von Klärschlamm, -kompost oder ähnlichem, ist nur nach vorheriger  Zustimmung des Verpächters gestattet. 

Die laufenden, gewöhnlichen Ausbesserungen der Bauten und Anlagen, insbesondere der Wohn- und Wirtschaftsgebäude, der Wege, Gräben und Einfriedungen, obliegen dem Pächter auf seine Kosten. Hiezu gehören beispielsweise: das Ausweißen der Ställe, das  Streichen  der  Zimmer  und der  Fensterrahmen, das Ausräumen der Düngerstätten, der Aborte und Senkgruben, das Fegen und Reinigen aller Rinnen, Kanäle und Wasserläufe, die Behebung von Frostschäden an Leitungen und Brunnen, das Bestreuen des Hofraumes mit Sand und Kies, die Desinfektion bei Krankheiten, der Ersatz von Zaunlatten, Fensterscheiben, einzelner Dachziegel, der Türen, Türschlösser, Schlüsseln usw. Darüber hinausgehende Reparaturen und Ausbesserungen obliegen dem Verpächter.

§ 7
Dem Pächter obliegt die ordnungsgemäße Pflege der Obst- und Weinkulturen, wozu auch das fachmännische Schneiden und Spritzen gehört. Seine Nutzung erstreckt sich auf die Aberntung der Früchte.

Das Holz abgestorbener oder durch Naturereignisse vernichteter Obstbäume und -sträucher bzw Weinstöcke steht dem Pächter zu; dieser ist jedoch verpflichtet, bei Inanspruchnahme dieses Holzes einen neuen Obstbaum bzw Weinstock zu setzen, wobei hinsichtlich des Ersatzes mit dem Verpächter Kontakt aufzunehmen ist.

§ 8
Der Verpächter oder dessen Vertreter ist befugt, die Pachtliegenschaft, Wohnräume nur in Begleitung des Pächters, zu besichtigen. Dies darf nicht zur Unzeit oder in einer Weise geschehen, die die Wirtschaftsführung beeinträchtigen kann.

Kulturänderungen, wodurch Äcker in Wiesen und Wiesen in Äcker und dergleichen umgewandelt werden, darf der Pächter nur nach vorher eingeholter Bewilligung des Verpächters vornehmen.

Ebenso sind bauliche Veränderungen und Investitionen an die vorherige schriftliche Zustimmung des Verpächters gebunden, anlässlich welcher Ablöse oder Wiederherstellung zu vereinbaren ist.

§ 9
Unterverpachtung und Untervermietung sind ausgeschlossen. Die allfällige Unterverpachtung und Untervermietung bedarf der schriftlichen Zustimmung des Verpächters. Der Pächter haftet für die termingemäße Räumung durch den Unterpächter bzw Untermieter.

§ 10
Nicht verpachtet ist das Recht auf Gewinnung von Bruchsteinen, Kalk, Gips, Ton, Lehm, Mergel, Kies, Torf und ähnlichen Bodenbestandteilen.

§ 11
Die Ersatzansprüche des Verpächters wegen Veränderung, jene des Pächters auf Ersatz von Aufwendungen verjähren in sechs Monaten. Die Verjährung des Ersatzanspruches des Verpächters beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem er die Liegenschaft zurückerhält, die des Pächters mit der Beendigung des Pachtverhältnisses.

§ 12
Die mit der Errichtung und Durchführung dieses Vertrages verbundenen Kosten und Gebühren werden vom Pächter - Verpächter - von beiden Vertragsteilen je zur Hälfte - getragen.

§ 13
Die bei Vertragsunterfertigung auf dem Pachtobjekt lastenden Förderungsverpflichtungen sind beiden Vertragsparteien bekannt. Während der Pachtdauer hat der Pächter für die weitere Einhaltung dieser Förderungsauflagen zu sorgen. Nach Beendigung des Pachtvertrages hat der Verpächter bzw ein allfälliger Nachpächter hiefür Sorge zu tragen. Neue, den Bestandgegenstand betreffende Förderungen, die nach Pachtende den Verpächter verpflichten, dürfen nur mit dessen Zustimmung beantragt werden. Pächter und Verpächter haben das Recht, in die den Bestandgegenstand betreffenden Förderungsunterlagen des anderen Vertragspartners Einsicht zu nehmen bzw sich Kopien anzufertigen.

§ 14
1. Der Verpächter überträgt mit dem Pachtgegenstand folgende Zahlungsansprüche:

....... Stück flächenbezogene Zahlungsansprüche zu jeweils € ...................

....... Stück flächenbezogene Zahlungsansprüche zu jeweils € ...................

....... Stück Stilllegungszahlungsansprüche

Hiefür wird kein gesondertes Entgelt vereinbart.

2. Der Pächter hat seinerseits sicherzustellen, dass die Prämienrechte nicht zugunsten der nationalen Reserve verfallen.

Bei Beendigung dieses Pachtverhältnisses hat der Pächter dem Verpächter diese Prämienrechte in der obigen Höhe unentgeltlich wieder zurückzuübertragen. 

Mit schriftlicher Zustimmung des Verpächters ist der Pächter berechtigt, bei Pachtende die Prämienrechte in oben angeführter Höhe an Dritte (zB neuer Pächter) zu übertragen.

3. Sollte die Höhe der Zahlungsansprüche generell angepasst werden, so ist diese Anpassung bei der Rückübertragung zu berücksichtigen.

4. Der Pächter verpflichtet sich, durch entsprechende Maßnahmen den Ackerstatus der Pachtflächen zu sichern.

§ 15

Zusätzliche Vereinbarungen

……………………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………………

Die Vertragsparteien erklären, dass der Inhalt des beiliegenden Merkblattes vollinhaltlich erläutert wurde und das Merkblatt einen integrierenden Bestandteil des gegenständlichen Vertrages darstellt. 

........................................................

Ort, Datum

Unterschriften:

Verpächter:


Pächter:

.........................................................

........................................................
Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft Steiermark

Merkblatt für Pachtverträge

I.  Form:


Ein schriftlicher Pachtvertrag ist einem mündlichen Pachtvertrag vorzuziehen, weil

a)  die getroffenen Vereinbarungen im Falle eines Streites leichter bewiesen werden können,

b)  die Schriftform von bestimmten Ämtern und Behörden verlangt wird (zB Sozialversicherungsanstalt der Bauern, Grundverkehrskommission).

II.  Verfassung des Vertrages:

a)  von den Vertragsparteien

b)  in der Bezirkskammer oder im Rechtsreferat der Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft

c)  bei einem Notar oder Rechtsanwalt

III.  Ausfertigungen:


Bei schriftlichen Verträgen sind jedenfalls drei Ausfertigungen erforderlich, und zwar für den Verpächter, den Pächter sowie für die Sozialversicherungsanstalt der Bauern, allenfalls zwei weitere Ausfertigungen für das Finanzamt und die Grundverkehrskommission (siehe unten).

IV.  Umsatzsteuer

Die Verpachtung von Grundstücken ist grundsätzlich gemäß § 6 Abs 1 Ziff 16 USTG 1994 von der Umsatzsteuer befreit. Dies gilt auch für pauschalierte Landwirte. Somit ist bei Verpachtungen keine Umsatzsteuer in Rechnung zu stellen. Es besteht aber nach § 6 Abs 2 USTG 1994 die Möglichkeit, die Verpachtung steuerpflichtig zu behandeln. In diesem Fall sind 20 % USt in Rechnung zu stellen und an das Finanzamt abzuführen (eine angefallene Vorsteuer kann abgezogen werden).

V.
Gebühr:

Schriftlich abgeschlossene Pachtverträge sind gebührenpflichtig. Der Verpächter ist verpflichtet, die Gebühr selbst zu berechnen und bis zum 15. Tag des dem Entstehen der Gebührenschuld zweitfolgenden Monats an das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel, Postfach 222, 1000 Wien, zu entrichten.

Die Gebühr beträgt für Pachtverträge allgemein 1 %, für Jagdpachtverträgen 2 % der Bemessungsgrundlage. Von der Gebühr befreit sind solche bis zu einer Bemessungsgrundlage von € 150,--.

Die Bemessungsgrundlage errechnet sich aus Pachtzins x Anzahl der Pachtjahre (höchstens das 18fache des Jahreswertes). Bei Pachtverträgen, die auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden, ist der Pachtzins mit 3 zu multiplizieren.

Werden von Bestandverträgen Gleichschriften (zB unterschriebene Kopien) ausgefertigt, ist die Gebühr nur einmal zu entrichten, wenn auf allen Gleichschriften ein Gleichschriftenvermerk angebracht wird. 

Auf dem Pachtvertrag sowie auf allen Ausfertigungen ist folgender Vermerk aus-zufüllen: 


Überweisung der Gebühr:
Die Gebühr ist auf die unten angeführte Bankverbindung des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu überweisen. Im Zuge der Abgabe der Anmeldung über die Selbstberechnung der Gebühren erfolgt die Vergabe einer Steuernummer. Um eine korrekte Verrechnung der Zahlung zu gewährleisten, sind Finanzamts- und Steuernummer sowie der Verwendungszweck anzugeben.

Sollte für Sie noch keine Steuernummer vergeben worden sein, ist die Überweisung mit neutralem Euro-Erlagschein vorzunehmen. Führen Sie als Verwendungszweck das Datum des Bestandsvertrages sowie Familien- oder Nachname und Vorname der Bestandgeberin/des Bestandgebers und der Bestandnehmerin/des Bestandnehmers an.

Bankverbindung: BAWAG P.S.K
IBAN: AT44 6000 0000 0550 4109
BIC: OPSKATWW

Kontonummer/Empfänger: 5504.109

Bankleitzahl (BLZ): 60000

Empfänger: Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel

Zusätzlich zur Überweisung ist die Anmeldung über die Selbstberechnung der Gebühr mit dem Formular Geb1 vorzunehmen, welches an das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel, Postfach 222, 1000 Wien, per Post oder per Fax 01 51433 5918001 zu übermitteln ist. 

VI.
Genehmigung der Grundverkehrskommission:

Der Pachtvertrag ist innerhalb eines Monats nach Vertragsabschluß bei der zuständigen Bezirkshauptmannschaft zur Genehmigung durch die Grundverkehrskommission einzureichen, wenn

a)  das verpachtete land- und forstwirtschaftliche Grundstück größer als 2 ha ist und die Pachtdauer mehr als 20 Jahre beträgt oder

b)  das verpachtete land- und forstwirtschaftliche Grundstück größer als 2 ha ist und der Pachtvertrag auf unbestimmte Zeit abgeschlossen wird.


In bestimmten Katastralgemeinden ist keine Vorlage bei der Grundverkehrskommission nötig. Hiezu gehören zB alle Katastralgemeinden der Stadt Graz und ein Teil der Katastralgemeinden der Bezirksstädte.

VII.
Ausnahmen von der Genehmigungspflicht:


Wenn die unter Punkt VI. beschriebenen Voraussetzungen  (lit a) oder b)) erfüllt sind, ist der Vertrag jedenfalls der Grundverkehrskommission vorzulegen. Trotz Vorliegen dieser Umstände ist in bestimmten Fällen keine Genehmigung durch die Grundverkehrskommission nötig. Der Vertrag ist aber trotzdem vorzulegen, weil der Vorsitzende der Grundverkehrskommission bestätigen muss, dass keine Genehmigung notwendig ist.


Eine derartige Bestätigung ist zB erforderlich bei Pachtverträgen

a)  zwischen Ehegatten

b)  zwischen Verwandten in gerader Linie (Eltern, Kinder etc) und deren Ehegatten

c)  zwischen Geschwistern

d)  zwischen Geschwistern gemeinsam mit deren Ehegatten.

Es muss jedoch in diesen Fällen der gesamte Grundbesitz des Verpächters ungeteilt verpachtet werden. Wenn dies nicht der Fall ist, muss eine Genehmigung der Grundverkehrskommission gemäß Punkt VI. eingeholt werden.

VIII. Vorlage des Vertrages:


Der Vertrag ist vorzulegen

a)  der Sozialversicherungsanstalt

b)  bei Zutreffen der Voraussetzungen nach VI. der Grundverkehrskommission bei der örtlich zuständigen Bezirkshauptmannschaft.

IX.
Meldung über den Vertragsabschluss:

Der Abschluss des Pachtvertrages ist zu melden

a)  der zuständigen Bezirkskammer (Änderung der Betriebskarte, Fruchtfolgeförderung, Kammerbeitrag),

b)  dem zuständigen Elektroversorgungsunternehmen (zB wenn der Pächter die Stromkosten übernimmt),

c)  der Versicherungsanstalt, mit der der Verpächter Versicherungsverträge, die den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb betreffen (zB Betriebshaftpflicht, Feuer, Hagel usw), abgeschlossen hat (bei Nichtmeldung können beispielsweise vom Pächter eingebrachte Sachen, insbesondere auch die Ernte, unter Umständen nicht dem Versicherungsschutz unterliegen),

d)  Steueraufsichtsstelle: Schnapsbrennrecht,

e)  der Bewertungsstelle des Finanzamtes für Zuschläge bei überdurchschnittlicher Tierhaltung,

f)  der Molkerei,

g)  AMA (Bewirtschafterwechsel).

X.
Zur besonderen Beachtung:

1.  Verpachtung von ideellem Miteigentum

Die Verpachtung ideeller Miteigentumsanteile ist nur möglich, wenn der eine Miteigentümer seinen ideellen Anteil an den anderen Miteigentümer verpachtet. Wenn zwischen den Miteigentümern ein Ehepakt besteht, kann der Miteigentumsanteil nur nach vorheriger Auflösung des Ehepaktes an den anderen Miteigentümer verpachtet werden.

2.  Rechtswirkungen


Der Abschluss eines Pachtvertrages hat rechtlich zur Folge, dass der Pächter den gepachteten Betrieb auf eigene Rechnung und Gefahr führen muss. Dies ist insbesondere durch die Ausstellung aller betrieblichen Rechnungen auf den Namen des Pächters nachzuweisen.

3.  Scheinverträge

Der Abschluss eines Scheinvertrages begründet zwischen den Vertragsparteien keine Rechtswirkungen und kann schwerwiegende negative Folgen haben. Der Verpächter hat zB die Pension zurückzuzahlen und muss für die Dauer des ungültigen Vertragsverhältnisses die Sozialversicherungsbeiträge nachzahlen. Die geleisteten Beiträge des Pächters wiederum bewirken unter Umständen keine Leistung der Sozialversicherung. 

Außerdem kann durch einen Scheinvertrag der strafrechtliche Tatbestand des Betruges erfüllt sein.

4.  Angabe des Verwandtschaftsverhältnisses und des fehlenden Ehepaktes


Bei den Vertragspartnern ist, um Rückfragen der Sozialversicherungsanstalt der Bauern zu vermeiden, jeweils das Verwandtschaftsverhältnis (Eltern, Großeltern, Wahleltern, Stiefeltern und Schwiegereltern sowie Kinder, Enkel, Wahlkinder, Stiefkinder und Schwiegerkinder) bzw wenn kein derartiges Verwandtschaftsverhältnis vorliegt, der Vermerk „fremd“ anzufügen, außerdem der Hinweis, dass kein Ehepakt vorliegt (siehe auch 1.).

5.  Zusätzliche Vereinbarung bei Wasserschutz- oder Schongebieten


Wenn das verpachtete Grundstück mit Bewirtschaftungsauflagen belastet ist (Einschränkung der Düngung etc), sollte in § 14 vereinbart werden, wer die Entschädigung für die Bewirtschaftungseinschränkung bekommt (Eigentümer, Pächter oder %-mäßig zwischen beiden aufgeteilt). 

6.
Milchprämie

Die Vertragspartner sollten ausdrücklich regeln, wem im Falle der Entkoppelung nach Pachtende die allfällige Milchprämie zustehen soll.
Merkblatt für Pachtverträge - Anhang
1.  Verpachtung von ideellem Miteigentum

Die Verpachtung ideeller Miteigentumsanteile ist nur möglich, wenn der eine Miteigentümer seinen ideellen Anteil an den anderen Miteigentümer verpachtet. Wenn zwischen den Miteigentümern ein Ehepakt besteht, kann der Miteigentumsanteil nur nach vorheriger Auflösung des Ehepaktes an den anderen Miteigentümer verpachtet werden.

2.  Rechtswirkungen
Der Abschluss eines Pachtvertrages hat rechtlich zur Folge, dass der Pächter den gepachteten Betrieb auf eigene Rechnung und Gefahr führen muss. Dies ist insbesondere durch die Ausstellung aller betrieblichen Rechnungen auf den Namen des Pächters nachzuweisen.

3.  Scheinverträge

Der Abschluss eines Scheinvertrages begründet zwischen den Vertragsparteien keine Rechtswirkungen und kann schwerwiegende negative Folgen haben. Der Verpächter hat zB die Pension zurückzuzahlen und muss für die Dauer des ungültigen Vertragsverhältnisses die Sozialversicherungsbeiträge nachzahlen. Die geleisteten Beiträge des Pächters wiederum bewirken unter Umständen keine Leistung der Sozialversicherung. Außerdem kann durch einen Scheinvertrag der strafrechtliche Tatbestand des Betruges erfüllt sein.

4. Steuerliche Konsequenzen

Auch bei ernsthaft abgeschlossenen Pachtverträgen mit voller zivilrechtlicher und steuerlicher Wirkung (mit Vertragsbedingungen wie sie üblicherweise unter Fremden abgeschlossen werden, insbesondere hinsichtlich der Höhe des Pachtzinses) ist nicht auszuschließen, dass die Finanzbehörden eine Betriebsaufgabe annehmen und einen Veräußerungsgewinn aus dieser Betriebsaufgabe errechnen und der Einkommensbesteuerung unterziehen. 

Ich bestätige hiermit, das Merkblatt für Pachtverträge übernommen zu haben und hinsichtlich dessen Inhalt informiert worden zu sein.

Ort, Datum

Unterschrift

Gebührenberechnung durchgeführt


am ..................................................


Gebühr € ......................................


Unterschrift des Bestandgebers:


........................................................











